
Planung im Turm: Im Hoch-
haus an der Blumenstraße hat 
das Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung seinen Sitz 
und Stadtbaurätin Merk 
(rechts) ihr Büro. 1929 war 
das 46 Meter hohe Gebäude 
mit 12 Stockwerken Münchens 
erstes Hochhaus.
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Vor einigen Wochen sind Mietervertreter und Immobilien­
wirtschaft gemeinsam an die Öffentlichkeit getreten: Bis 2017 
werden in Deutschland 825.000 Mietwohnungen fehlen.  
Es gibt einen Boom im Luxussegment, aber es wird viel zu 
wenig für die Bevölkerungsgruppen mit niedrigen Einkom­
men gebaut. Zielt dieser Warnruf direkt auf München? 
Zwei Antworten: Erstens, ja, wir bräuchten viel mehr Woh-
nungen im niedrigeren Preissegment. Und zweitens, wir tun 
alles, was in unserem Handlungsspielraum steht, um preis-
werten Wohnraum zu schaffen. Und da sind wir, soweit ich 
das beurteilen kann, bundesweit die einzige Kommune, die 
das so konsequent macht und zwar schon seit Jahrzehnten. 

Wie konnte es in München zu dieser Wohnungsnot kommen?
Die Wohnungsfrage ist in München Dauerthema. Seit dem 
Krieg ist man damit beschäftigt, ausreichend bezahlbaren 
Wohnraum bereitzustellen. Die großen Nachkriegs-Projekte 
wie Neu-Perlach oder Hasenbergl, die wir mittlerweile qua-
litativ sehr gut weiterentwickelt haben, gehören dazu, aber 
auch andere Entwicklungen der 80er und 90er Jahre. Neben 
den großen Bahnflächen sind wir an den Kasernenflächen 
dran. Wir sind wirklich froh, dass wir dieses „Geschenk“ vom 
Bund bekommen haben. Daraus rekrutiert sich derzeit der 
Wohnungsbau in München. In der Ära von Oberbürgermeister 

Christian Ude wurden in 18 Jahren über 110.000 Wohnungen 
gebaut. Das ist viel, aber dennoch zu wenig. Einerseits haben 
wir großen Zuzug, andererseits brauchen wir viel mehr Wohn-
raum als früher. Schließlich werden die Wohnungen mit jeder 
Sanierung zwar besser, aber es werden auch weniger. 

Was sind die Instrumente, um Menschen mit niedrigem Ein­
kommen zu einer angemessenen Wohnung zu verhelfen? 
Wir haben die Programme „Wohnen in München“, und wir 
haben seit 18 Jahren die SoBoN, die Sozialgerechte Bodennut-
zung, die als Satzung im Stadtrat beschlossen ist. Die SoBoN 
besagt, dass immer dann, wenn wir über Bebauungsplanver-
fahren Entwicklungen möglich machen, 30 Prozent geförder-
ter Wohnungsbau dabei sein muss. Auf städtischen Flächen, 
also zum Beispiel auf den Kasernenarealen, sind es sogar  
50 Prozent. Das ist sehr ambitioniert. Da staunen meine Kolle-
gen aus anderen Städten.

Seit 1989 hat München nun das fünfte Programm zur Woh­
nungsentwicklung. Was sind heute die Eckpunkte?
„Wohnen in München V“ hat sich aus den anderen Program-
men Wohnen in München IV, III, II, I und deren Erfahrungen 
entwickelt. Für „Wohnen in München V“ bin ich selbst ver-
antwortlich. Der Stadtrat hat dafür Anfang dieses Jahres ein 

Elisabeth Merk | seit 2007 Stadtbaurätin der 
Landeshauptstadt und Leiterin des Referats 
für Stadtplanung und Bauordnung. Zuvor lei-
tete sie sechs Jahre den Fachbereich Stadtent-
wicklung und Stadtplanung der Stadt Halle/
Saale. Von 2005–07 war sie Professorin für 
Städtebau und Stadtplanung an der Hoch-
schule für Technik Stuttgart und ist dort seit 
2009 als Honorarprofessorin tätig.
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Das Stadtplanungsreferat residiert in einem der schönsten Hochhäuser der Stadt, 1929 
von Hermann Leitensdorfer gebaut. Heute wäre eine solche dichte Packung an dieser 
Stelle der Innenstadt kaum mehr möglich – die Dachsilhouette der Innenstadt ist sak-
rosankt, und über die Möglichkeiten der innerstädtischen Nachverdichtung wird ge-
stritten. Die Münchner Stadtbaurätin Elisabeth Merk nimmt im Bauwelt-Interview Stel-
lung zur Forderung nach mehr Dichte. Sie erläutert die negativen Konsequenzen des 
Booms auf dem Wohnungsmarkt und die Gegenmaßnahmen der Stadt.

 „Riem und Ackermannbogen würden 
heute wohl dichter bebaut“
Stadtbaurätin Elisabeth Merk im Interview mit Kaye Geipel



Eine eher zaghafte Linie von 
hohen und niedrigen Bauten 
trennt das Quarter Arnulfpark 
von den Gleisen. Die Folge 
von Bürobauten und Wohn-
hochhäusern wurde gebaut 
von Kahlfeldt Architekten, 
Ekert Probst Architektinnen 
und Frank und Probst Archi-
tekten.

Foto: Stefan Müller

Gesamtfördervolumen von 800 Mio. Euro aus Eigenmitteln 
für fünf Jahre beschlossen. Das ist eine echte Hausnummer. 
Hinzu kommt, was wir aus verschiedenen Wohnungsbaupro-
grammen vom Freistaat bekommen. 

Punkt 1: Wir haben die Einkommensgruppen ergänzt, 
weil wir die Mitte der Gesellschaft in der Mitte der Stadt halten 
wollen. Mehr als 50 Prozent der Münchner fallen jetzt unter 
diese Förderkriterien. Nicht dass ich falsch verstanden werde: 
Wir haben nicht fünfzig Prozent Sozialhilfeempfänger. Es 
sind ganz normalen Menschen mit einem normalen Beruf 
und vielleicht zwei Kindern. Sie können sich heute eine Stadt-
wohnung kaum mehr leisten. Punkt 2: Wir haben eine Regel 
eingeführt, dass zwischen 20 und 40 Prozent der städtischen 
Flächen, also etwa auf den Kasernenarealen oder beim Ent-
wicklungsgebiet in Freiham, für Baugenossenschaften und 
Baugemeinschaften als Baulose vergeben werden. Weil wir er-
kannt haben, dass daran ein großes Interesse besteht und dass 
genossenschaftliches Bauen relativ vielen Menschen ein siche-
res Wohnen ermöglicht, ohne dass sie kaufen müssen. 

Dazu kommen Sonderprogramme, die im München 
Modell nicht enthalten sind. Eines nennt sich KomPro/A, B 
und C und beinhaltet eine Kombination von Wohnformen 
für Obdachlose und für Leute, die aus der Wohnungslosigkeit 
reintegriert werden sollen. Ein weiteres Instrument haben 
wir gegen die Zweckentfremdung; das besagt, dass Wohnun-
gen nicht zu Gewerberäumen umgewandelt werden dürfen. 
Das sind über die Laufzeit von fünf Jahren doch 1500 Woh-
nungen, die so gerettet wurden. Außerdem haben wir als Stadt 
ein Vorkaufsrecht, das wir ausüben können, bevor Wohnun-
gen luxussaniert werden. Dieses Instrument muss gar nicht 
zur Folge haben, dass wir kaufen. Aber oft erreichen wir, dass 
der Käufer uns Belegrechte gibt, beispielsweise über zwölf 
Jahre. 

Wie unterscheiden Sie Baugruppen und Baugenossen­
schaften?
Baugruppen gibt es bei uns kaum, weil das Bauen für die zu 
teuer ist. Aber wir wollen sie nicht ausschließen. 

Die Stadtplanerin Sophie Wolfrum sagte neulich, der Bedarf 
an preiswertem Wohnraum komme aus dem System, so wie  
es existiert, einfach nicht mehr heraus? Eine Fundamental­
kritik an der Münchner Wohnungspolitik? 
Das liegt natürlich daran, dass wir seit der Finanzkrise zum 
Teil 100-prozentige Bodenpreissteigerungen haben, weil das 
Kapital jetzt feste Werte sucht. Dabei geht es nicht, wie 
manchmal in den Zeitungen geschrieben wird, um 30 Luxus-
wohnungen in der Altstadt, die Millionen kosten. Die sind 
nicht das Problem. Unser Problem ist, dass alle Stadtviertel 
von diesen Preisen betroffen sind. Wir haben seit 25 Jahren 
das Instrument der Erhaltungssatzungen. Damit konnten wir 
bisher 92.000 Wohnungen sichern. Solche Instrumente  
aber können die Preisentwicklungen nicht stoppen, sondern 
nur verzögern. Wir hätten gerne ein Umwandlungsverbot 

wie es Hamburg z.B. hat. Das hat aber bei uns der Freistaat 
nicht beschlossen. 

Welche Rolle spielen die kommunalen Wohnungsbaugesell­
schaften?
Wir haben zwei große kommunale Wohnungsbaugesell-
schaften, die ungefähr acht Prozent des Wohnungsbestandes 
haben. Jeder zehnte Münchner wohnt bei der GWG oder  
GEWOFAG, in über 58.000 WE. Die bauen immer noch aktiv. 
Auf die Idee, sie zu verkaufen, wäre man in München nie-
mals gekommen. 

Wie viele Wohnungen entstehen pro Jahr, wie viele würden 
gebraucht?
Wir streben im Jahr 7000 Wohnungen an. Wir schaffen durch-
schnittlich 6500. Gut wären 9000. 

Hans-Jochen Vogel hat in seiner Zeit als OB von den „sauren 
Wiesen“ gesprochen, aus denen sich einfach Wohngebiete 
machen lassen. Diese Zeiten sind längst vorbei. Erst wurden 
die ehemaligen Bahnflächen bebaut, dann die Kasernen­
flächen. Wo liegen die künftigen Reserven?
Unser Spielraum ist wirklich klein. Weil die Bodenpreise so 
unglaublich hoch sind. Und wir haben heute keine Grund-
stücke mehr, die unkompliziert sind. Alle noch freien Flächen 
sind belastet, haben Lärmschutzprobleme oder brauchen viel 
Abstimmung. Vor zwei Jahren haben wir deshalb unter dem 
Stichwort „LaSie – Langfristige Siedlungsentwicklung“ eine 
Studie beauftragt, die nach sinnvollen Möglichkeiten sucht, 
weiter zubauen. Im aktuellen FNP gibt es noch ein Flächen-
reservoir von 46.000 WE, das sind im Prinzip die großen 
Projekte, die wir gerade fahren. Aber wir wissen, dass wir bis 
2025 neue Felder finden müssen.

Wo wollen Sie diese Flächen herbekommen?
Die LaSie verfolgt mehrere Strategien. Eine davon ist, am 
Stadtrand zu schauen. Doch die Untersuchung hat uns gezeigt: 
Jemand der an den Stadtrand zieht, möchte im Grünen woh-
nen. Wenn wir das jetzt zubauen, dann nehmen wir uns da 
was. Auf der anderen Seite wollen sich die Umlandgemein-
den entwickeln. Nicht alle, aber einige. Wenn man gemeinsam 
versucht, ein Konzept zu machen, bekommt man eine bes-
sere Qualität für beide. Insofern hat das Thema Stadtrand 
bei der LaSie den Verknüpfungspunkt zu einer langfristigen 
Siedlungsentwicklung in der Region eingeschlossen – die läuft 
unter dem Stichwort „Europäische Metropolregion München“. 
Wir wollen uns nicht nur auf den Speckgürtel fokussieren. 
Wir stehen im Dialog mit den Kollegen aus Landshut, aus 
Augsburg, aus Rosenheim, aus Freising. 

Das Hauptaugenmerk der Untersuchung zielt aber auf die 
städtische Verdichtung?
Das dritte Gutachten im Rahmen der LaSie – das von Dietrich 
Fink – fragt, wie man nachverdichten kann. Da passiert ja 

schon nach § 34 BauGB eine ganze Menge. Doch wir können 
dort relativ wenig qualitativ steuern. Manchmal wird gesagt, 
man könnte in den Einfamilienhausgebieten eine Gartenstadt-
Satzung machen. Aber dort sind die Gebiete schon so hetero-
gen, dass man das ernsthaft nicht vertreten kann. Das wäre 
juristisch kaum machbar. Wir hätten hochkomplizierte Ver-
fahren und würden trotzdem noch keine einzige neue Woh-
nung bauen. Dietrich Fink hat uns zum Beispiel dargestellt, 
wie Schwabing sich historisch entwickelte. Jeder würde heute 
gerne in Schwabing wohnen, das hat eine Dichte von 4,0 oder 
3,5. Wenn wir in anderen Gebieten eine Dichte von nur 2,5 
vorschlagen, gibt es großes Gezeter.

Unterm Strich heißt das: München muss dichter werden!
Das würde ich so nicht sagen: München muss dichter werden. 
Das klingt wie ein Programm der Stadtbaurätin und des Stadt-
rats. Das haben wir, einfach gesagt, nicht nötig. Wir müssen 
uns nicht, wie Hamburg, wachsende Stadt nennen, das passiert 
hier sowieso. Unser Auftrag ist, mit dem Wachstum, das sich 
ereignet, verantwortungsvoll umzugehen. Und natürlich will 
ich das gestalten, im Sinne von Nachhaltigkeit, von guten 
öffentlichen Räumen. 

Für die Ränder kann ich mir diese neuen Qualitäten vorstel­
len. Aber wie lässt sich eine nennenswerte Verdichtung im 
gemischten Kerngebiet umsetzen?
Dietrich Fink hatte vor einiger Zeit ja mal Studien gemacht, 
bei denen er im Altstadtensemble anfing, Türme zu bauen. Da 
muss ich sagen, das sehe ich nicht. Wir müssen bestimmte 
Stellen vielleicht sogar noch radikaler verteidigen, als wir das 
bisher tun. Dazu gehört für mich auch die Qualität der Nach-
kriegsmoderne in München. Wir haben ein Altstadtensemble, 

das praktisch komplett wieder aufgebaut ist, aber dennoch 
als Flächendenkmal gesehen wird und das, wie ich meine, zu 
Recht. Bei Entwicklungen in diesem Altstadtensemble und 
in diesem Kernbereich wäre ich sehr vorsichtig. Das schließt 
überhaupt nicht aus, dass man an der einen oder anderen 
Stelle mal was anderes machen kann. Aber das ist für mich 
erstmal kein Thema. 

Was das jetzige Gutachten von Dietrich Fink aber für die 
erweiterte Innenstadt und viele Bereiche die sich an den Mitt-
leren Ring anschließen rausgefunden hat, halte ich für wich-
tig: Gerade die Siedlungsstrukturen der 50er, 60er und 70er 
Jahre – die sowieso in die Jahre gekommen sind, die alle zur 
energetischen Sanierung anstehen, bei denen zum Teil die Woh-
nungsgrundrisse nicht mehr passen, weil sie nicht altenge-
recht sind, bei denen man Aufzüge braucht –, gerade diese Ge-
biete kann man sich konzeptionell anschauen und versuchen, 
dort nachzuverdichten. Und zwar mit Aufstockung und mit 
neuen Gebäuden dazwischen. Warum nicht mal Hochhäuser? 
Da wäre ich sehr offen. Und dass man dort, wo die Bausub
stanz wirklich mager ist, auch mal was abreißen darf.

Wie sagt die Bevölkerung zu solchen Überlegungen der 
Nachverdichtung?
In den letzten fünf Jahren hat da schon ein Umdenkprozess 
eingesetzt. Angefangen bei der Politik. Wenn ich da vor fünf 
Jahren von Nachverdichtung geredet habe, haben meine eige-
nen Mitarbeiter gesagt: „Um Gottes willen, Frau Merk, dieses 
Wort nie benützen“. Mittlerweile haben wir, im Vorfeld von 
„Wohnen in München V“, von allen Parteien die Aufforderung 
bekommen, uns um Nachverdichtung zu kümmern. Manche 
Bezirksausschüsse wollen nicht, dass noch irgendetwas gebaut 
wird; andere sagen, etwa wenn wir heute auf dem Areal der 
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Bayernkaserne noch mal ein Wohnquartier machen, machen 
Sie es bitte dichter, damit wir mehr Urbanität kriegen, auch 
mit zusätzlichen Nutzungen. Da ist schon ein Umdenkprozess 
in Gang gekommen. 

Heißt das, dass auch große neue Siedlungen wie Riem oder 
Ackermannbogen heute dichter beplant würden?
Ich gehe davon aus. Aber es kann nicht heißen, Dichte um 
jeden Preis. Kein Ort gleicht dem anderen.

München war immer auch für ambitionierte Wohnbautypo­
logien bekannt, die von der Stadt entsprechend gefördert 
wurden. Doch angesichts des Mangels an bezahlbarem 
Wohnraum scheint heute die Bereitschaft, neue Typologien 
umzusetzen, nur noch marginal zu sein. 
Wenn man 6000 Wohnungen im Jahr baut, dann gehen die 
drei besonderen Projekte mit den 200 Wohnungen vielleicht 
unter. Andere Städte, die nur zwei Projekte im Jahr realisieren, 
stellen diese heraus. Architekten erzählen mir immer wieder 
wie schwer es ist, die Qualitäten des Wettbewerbsentwurfs in 
der Realisierung beizubehalten. Das fängt beim Material an 
und hört bei den Wohnungszuschnitten auf. Das Problem darf 
nicht kleingeredet werden. Auf der anderen Seite haben wir 
eine ganze Menge Projekte, die ich hervorragend finde. 

Zum Beispiel?
Ich denke an Grundrisse, die mit schmalen Zuschnitten zu-
rechtkommen, an durchgesteckte Wohnungen und solche 
Konzepte. Aber der Spielraum ist natürlich klein, wenn man 
im Prinzip jede Wohnung loskriegt. 

Verhindert der Boom heute die gute Architektur? 
Unbestreitbar liegt in den Preisen ein Problem. Man kann es 
nicht einfach abtun und sagen, die Bauträger wollen jetzt alle 
nicht. Andrerseits, und damit komme ich zurück auf das 
eben Gesagte: München hat vielleicht nicht so viele spektaku-
läre Dinge, aber wir haben eine ganz hohe Qualität in der 
Masse. Unsere Viertel haben eine hohe Aufenthaltsqualität, 
auch die Zonierung zwischen halbprivaten und öffentlichen 
Räumen funktioniert sehr gut. Dies gilt auch im Vergleich mit 
anderen Städten, Wien und Mailand eingeschlossen. Wien 
zum Beispiel: Ich finde vieles, was dort in den letzten Jahren 
realisiert wurde, toll, aber es gibt auch Unmögliches. Die 
Donau City l hat öffentliche Räume, die diesen Titel nicht ver-
dienen. Da gibt es abgezäunte Spielplätze inmitten dieser 
riesigen Gebäude. 

Auch wenn wir hier in München Fassaden sanieren, 
würde ich uns ein gutes Zeugnis ausstellen. Ich sehe uns da 
schon in einer Linie zu Theodor Fischer, dessen Jubiläum wir 
gerade feiern. Das Prinzip lautet, aus dem Ort heraus zu den-
ken, weil man dann größere Synergieeffekte hat. Das ist bei 
der Theresienhöhe gut gelungen. Nicht ganz so begeistert bin 
ich vom Arnulfpark. Den hätte ich mir tatsächlich dichter 
und mit spannenderer Architektur gewünscht. ▪

Die Mietpreise laufen den Einkommen der pri-
vaten Haushalte davon – es ist das Dauerthema 
in München. Die Stadt hat deshalb vor über 
zehn Jahren das „Kommunale Wohnungsbaupro-
gramm“ (KomPro) für die sozial- und einkom-
mensschwächsten Haushalte aufgelegt, als inte-
grierter Teil des wohnungspolitischen Hand-
lungsprogramms „Wohnen in München“. Dieses 
Programm wurde seither dreimal fortgeschrie-
ben. Wesentlich ist, dass mit KomPro jährlich 
zahlreiche Wohngebäude und Wohnungen ge-
baut werden, die sich über das Stadtgebiet ver-
teilen, also in sozialräumlich verschiedenen, 
vorrangig in gewachsenen Münchner Stadtquar-
tieren errichtet werden. Die Bebauung soll klein-
teilig sein, also etwa 10 bis maximal 30 Wohn-
einheiten umfassen; die Zusammensetzung der 
Bewohnerhaushalte soll möglichst gemischt 
sein – alles Kriterien, damit diese Haushalte 
wieder sozial Fuß fassen können und ihnen 
eine schnelle soziale Integration ins Quartier er-
möglicht wird. 

Angesichts des Versagens des Münchner 
Immobilienmarktes und der Immobilienwirt-
schaft bei der Schaffung günstigen Wohnraums 
und in Anbetracht der eingeschränkten wirt-
schaftlichen und gestalterischen Möglichkeiten 
der Stadt ist KomPro eine gute Sache. In diesem 
Sinne hat der Stadtrat in diesem Jahr beschlos-
sen, ein weiteres KomPro-Haus zu errichten, mit 
28 Wohneinheiten zu Projektkosten von ins
gesamt 7,2 Mio. Euro, in der Nachbarschaft des 
Viktualienmarktes gelegen, auf eigenem städ
tischen Grund. Dies hat den „Bund der Steuer-
zahler in Bayern“ (BdS) auf den Plan gerufen. 

Darf die Stadt Sozialwohnungen in der 
Innenstadt bauen?

Ihn treibt um, dass die Stadt, wenn sie dieses 
Grundstück versilbern würde, 12,24 Millionen 
Euro erlösen könnte und dass, wie die Vorsit-
zende des BdS in Bayern an Oberbürgermeister 
Christian Ude schrieb, „mit diesem finanziellen 
Aufwand in einem anderen Stadtteil wesentlich 
mehr Wohnungen geschaffen werden könnten.“ 

Wer ist der „Bund der Steuerzahler“, und 
welche Interessen vertritt er? Seit seiner Grün-
dung 1949 hat er in der Öffentlichkeit das Image 
eines Schutzpatrons aller Steuerzahler. Seine 
Hauptaufgabe sieht er darin, tatsächliche oder 
angebliche Verschwendung von Steuergeldern 
bei Bund, Ländern und Kommunen anzuprangern. 
Sein jährliches „Schwarzbuch“ enthält dazu 
Beispiele. Mit der sog. „Schuldenuhr“ schreibt 
der BdS die öffentliche bzw. Staatsverschuldung 
stetig fort und prangert diese an. Seine Mitglie-
der sind – entgegen seiner alle Steuerzahler 
vereinnahmenden Verbandsbezeichnung und sei-
nes auf Neutralität bemühten öffentlichen Ima-
ges – vor allem die Besser- und Bestverdienen-
den in Deutschland: Unternehmen, gewerbliche 
Mittelständler, Freiberufliche und leitende An-
gestellte. Entsprechend lesen sich auch die po-
litischen Ziele des Steuerzahlerbundes: Senkung 
der Staatsquote, massive Ausgabenkürzungen  
in den öffentlichen Haushalten, Privatisierung 
von Kranken- und Pflegeversicherung, Senkung 
der Sozialabgaben, Personalabbau im Öffentli-
chen Dienst (was auch die Steuerfahndung ein-
schließt) – das ganze Programm neoliberaler 
Ideologie und Politik. 

Deutlich wird das Lobbytum des BdS zu-
gunsten des Immobilieninvestoren-Interesses, 

wenn er aufrechnet, dass im Falle der Übereig-
nung des Grundstückes an den Immobilienmarkt 
für eine durchschnittliche Wohnung monatlich 
rd. 2800 Euro zu erzielen sei, während ein Sozi-
almieter nur 428 Euro zahlen müsse. Die Diffe-
renz zwischen (potenziellem) Opportunitäts-
Mietpreis und (realem) Sozialmietzins wird dann 
zur „Subvention“ deklariert – und skandalisiert 
(wohlgemerkt: öffentliche Ausgaben werden 
von diesen Interessenvertretern in der Regel nur 
dann als „Subventionen“ tituliert, wenn sie 
nicht der eigenen Klientel zugute kommen). Es 
ist leicht durchschaubar, dass sich der „Steuer-
zahlerbund“ in der Attitüde des rechtschaffenen 
Sachwalters für den sparsamen Einsatz öffentli-
cher Mittel für nichts anderes einsetzt als die 
Vereinnahmung und Versteppung der Münchner 
Stadtmitte durch den Geldadel – dem ist beim 
Panoramablick aus den Lofts von „The Seven“ 
und anderen Luxusrefugien die Anwesenheit 
von Sozialmietern in unmittelbarer Nähe nicht 
zuzumuten.

Die Stadt konterte zutreffend, dass die 
kleinteilige sozialräumliche Durchmischung un-
terschiedlicher Einkommensgruppen ein wesent-
liches sozialpolitisches Ziel stadtgesellschaft
licher Integration ist, die auch dem sozialen 
Frieden in der Stadt dient. Um den geht es dem 
„Steuerzahlerbund“ aber gerade nicht: Sein 
verbandspolitischer Tunnelblick beim Aufspü-
ren von Fällen vermeintlicher öffentlicher Ver-
schwendung verstellt ihm die Sicht darauf, dass 
sein Ratschlag bei Befolgung die gegenteilige 
Konsequenz hätte, nämlich dass die Stadt in 
München KomPro-Häuser dort errichten müsste, 
wo bereits einkommensschwächere Bevölke-
rungsgruppen wohnen – das bedeutete, mit öf-
fentlichen Investitionen soziale Brennpunkte 
zu schaffen, zu deren Befriedung die Stadt wei-
tere Mittel aufbieten müsste – sicher eine gute 
Gelegenheit für den „Steuerzahlerbund“, den 
„verschwenderischen“ Einsatz von öffentlichen 
Mitteln zu beklagen. 

„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll 
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen“, 
legt Artikel 14 des Grundgesetzes fest. Dem ist 
die Stadt in diesem Falle nachgekommen.  ▪

 
Theorie und Praxis | Wie 
funktioniert die SoBoN? 

SoBoN steht für Sozialgerechte Bodennutzung. 
Sie ist ein Instrument der Münchner Stadtpla-
nung, das bei Bebauungsplanverfahren ange-
wendet wird, und Teil städtebaulicher Verträge 
und Vereinbarungen. Die SoBoN entstand auf-
grund von Überlegungen, dass Stadtplanung 
sowie die technische und soziale Infrastruktur 
einerseits Geld kosten und andererseits den 
Wert von Grundstücken steigern. Die Kommunen 
allein können diese Infrastruktur nicht mehr al-
lein finanzieren. Das führte zur Idee, dass die-
jenigen, die von der Wertsteigerung am meisten 
profitieren, (die Käufer oder Eigentümer der 
Grundstücke, private ebenso wie der Bund oder 
die Stadt) an der Finanzierung der Planung be-
teiligt werden. Das betrifft zum Beispiel den 
Bau von Erschließungsstraßen und Kindergärten 
oder einen Ausgleich für beeinträchtigte Natur. 
Schließlich sind die sogenannten Planungsbe-
günstigten auch dafür verantwortlich, dass bis 
zu 30 Prozent der Wohnfläche als geförderter 
Wohnungsbau entsteht. Die Wertsteigerung und 
damit auch den Anteil der Kosten für die Eigen-
tümer errechnet das Amt aus der Differenz des 
Grundstückswerts vor und nach der B-Plan-Er-
stellung. Die SoBoN garantiert den Eigentümern 
mindestens ein Drittel der Wertsteigerung. So-
weit die Theorie. 

Voraussetzung für die Anwendung der 
SoBoN ist, dass ein Grundstück durch einen 
neuen B-Plan eine erhebliche Bodenwertsteige-
rung erfährt. Das ist in München eigentlich 
immer der Fall. Die Art der Nutzung (Wohnen, 
Gewerbe, Mischgebiet) spielt inzwischen keine 
Rolle mehr. Die Anwendung der SoBoN erfolgt  
in drei Schritten. Mit der Grundzustimmung er-
klären sich die Planungsbegünstigten mit der 
Anwendung von SoBoN einverstanden, mit der 
Grundvereinbarung erklären sie, welche Leis-
tungen sie erbringen werden. In den Ausfüh-
rungsverträgen werden die Leistungen detailliert 
geregelt. Obwohl die SoBoN bereits seit 1994 
in Kraft ist und die Stadt nach eigenen Angaben 
bis 2008 nahezu 100 B-Plan-Verfahren abge-
schlossen hat, wollte uns niemand eine anwen-
dungsbezogene Kostenaufstellung zur Verfü-
gung stellen.  FM 

Detlef Sträter | ist Soziologe und Regionalwis-
senschaftler. Er ist Vorstandsmitglied und Mit-
arbeiter des IMU Institut für Medienforschung 
und Urbanistik e.V. in München und leitet den 
Arbeitskreis „Wer beherrscht die Stadt?“ beim 
Münchner Forum.
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